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Angela Merkel: 
Die CDU spricht sich für die Beibehaltung der 
allgemeinen Wehrpflicht aus. Nur durch sie ist die 
sicherheitspolitisch erforderliche Aufwuchsfähig- 
keit gewährleistet. Die allgemeine Wehrpflicht 
sollte jedoch flexibler und attraktiver ausgestaltet 
werden. Die CDU fordert daher unter anderem 
die Verkürzung der Wehrdienstdauer, die bessere 
Berücksichtigung zivilberuflicher Qualifikationen 
der Wehrpflichtigen und die Betrauung besonders 
qualifizierter Wehrdienstleistender mit Spezial- 
aufgaben. 
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Die Zukunft der Bundeswehr 

Deutschland befindet sich zu Beginn des 
2 I.Jahrhunderts an einem entscheidenden 
Punkt für die Zukunft seiner Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik. Es war nach der 
Wiedervereinigung vor allem ein Verdienst 
der von der CDU/CSU geführten Bundes- 
regierung, dass Deutschland und die Bun- 
deswehr zu einem gleichberechtigten Part- 
ner in der NA TO und erste Fähigkeiten zur 
Teilnahme am internationalen Krisenma- 
nagement aufgebaut wurden. Zukunfts- 
fähigkeit heißt nun Entwicklung und Aus- 
bau der Bündnis- und Europafähigkeit. 

Zehn Jahre nach dem Fall der Mauer ist 
angesichts der völlig veränderten Sicher- 
heitslage in Europa eine grundlegende 
Neuausrichtung der Bundeswehr unum- 
gänglich. Mit dem Ende der Ost-West-Kon- 
frontation, der Erweiterung der Nordatlan- 
tischen Allianz und dem Zusammenwachsen 
Europas kann die Rolle der Bundeswehr 
nicht mehr allein aus der Bedrohungssitua- 
tion heraus abgeleitet werden, sondern sie 
muss sich auch an deutschen Interessen und 
sicherheitspolitischen Zielsetzungen orien- 

tieren. 
Diese ergeben sich aufgrund der geopo- 

litischen Mittellage Deutschlands auf unse- 
rem Kontinent, seiner Wirtschaftskraft so- 
•We der gewollten Einbindung und Integra- 
tion in internationale Organisationen und 
au-ch aus seiner hohen Verwundbarkeit als 
rohstoffarmes, exportabhängiges Land her- 
aus. Damit sind deutsche Interessen in Ver- 
antwortung gegenüber den eigenen Staats- 
bürgern und aufgrund der eingegangenen 
Verpflichtungen zu Freunden und Partnern. 

vor allem in NATO ,EU,VN und OSZE zu de- 
finieren. 

Eine angemessene militärische Hand- 
lungsfähigkeit Deutschlands hat einen drei- 
fachen Effekt: 
• Sie trägt zur Bestimmung des außenpoli- 

tischen Handlungsspielraumes bei. 
• Sie beeinflusst das Gewicht in internatio- 

nalen Organisationen und Bündnissen. 
• Sie ermöglicht den Schutz und die Wah- 

rung vitaler Interessen. 
Im Idealfall sollte sich die Neubestim- 

mung der Aufgabe von Streitkräften allein 
aus ihrem verfassungsmäßigen Auftrag und 
aus der Risikoanalyse ableiten. In der Rea- 
lität müssen aber sowohl die bereits vorhan- 
denen Strukturen und Gegebenheiten als 
auch die Frage der politischen Durchsetz- 
barkeit berücksichtigt werden 

Der Auftrag der Bundeswehr 

Der Auftrag der Bundeswehr, wie er im 
Weißbuch von 1994 festgehalten ist (Schutz, 
Verteidigung, Hilfe), hat sich nicht verän- 
dert, wohl aber die dafür erforderlichen 
Fälligkeiten. Deutschland bleibt kontinenta- 
le Landmacht in Europa. Allerdings kann ei- 
ne unmittelbare, großangelegte militärische 
Invasion gegen das Territorium der Bundes- 
republik derzeit nicht mehr als realistische 
Planlingsgrundlage für die Aufgaben der 
Bundeswehr dienen. Die Kernaufgabe, 
auch aufgrund der Vorgabe des Grundge- 
setzes, bleibt die Landesverteidigung. Sie ist 
in einer erweiterten NATO als Bündnisver- 
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teidigung zu verstehen, die aller Wahr- 
scheinlichkeit nach an der Peripherie des 
NATO-Gebietes erforderlich werden wird. 
Damit wird Landesverteidigung die Fähig- 
keit zur Distanzverteidigung erfordern. 
Folglich ist nicht mehr das eigene Staatsge- 
biet die primäre Bezugsgröße für die mi- 
litärische Planung, sondern eher die Peri- 
pherie des Nordatlantischen Bündnisses. 

Neue sicherheitspolitische 
Herausforderungen 

Neben der Notwendigkeit der Bündnis- 
verteidigung zeigen sich neue Risiken und 
Bedrohungen, die ebenfalls eine Erweite- 
rung des konzeptionellen und geographi- 
schen Horizontes der Bundeswehr erfor- 
dern. Hierzu gehören 
• Krisen außerhalb des Bündnisgebietes, 

die rasches Handeln jenseits der Bünd- 
nisverteidigung eifordern, um eine Be- 
drohung vitaler Interessen erst gar nicht 
an die Landesgrenzen herankommen zu 
lassen. 

• Gefährdungen durch die zunehmende 
Verbreitung von Massenvernichtungs- 
waffen und ziel genauer Trägersysteme. 

• Humanitäre Katastrophen, in denen mi- 
litärische Maßnahmen ein Weg sein können, 
um politische Lösungen zu ermöglichen. 

• Bedrohungen der Informations- und 
Kommunikationssysteme, die für den Be- 
stand moderner Industriestaaten überle- 
benswichtig sind. 

• Kriminelle oder terroristische Bedrohun- 
gen mit chemischen, biologischen oder 
nuklearen Substanzen in Deutschland, 
bei deren Bekämpfung die Bundeswehr in 
Zusammenarbeit mit der Polizei, Feuer- 
wehr, Sanitäts- und Katastrophenschutz- 
diensten wichtige Hilfe leisten kann. 

Welche Bundeswehr 
brauchen wir? 

Angesichts der Fortentwicklung der NA- 
TO und dem voranschreitenden Aufbau ei- 
nereuropäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungsidentität muss die Bundeswehr einen 
hinreichenden militärischen Beitrag leisten 
können, um das politische Gewicht Deutsch- 
lands in den entsprechenden Organisatio- 
nen zu untermauern. Insbesondere muss 
Deutschland die gegenüber der NATO (De- 
fence Capabilities Initiative) und der EU 
(Aufstellung von Krisenreaktionskräften) 
eingegangenen Verpflichtungen zur Verbes- 
serung der militärischen Leistungsfähigkeit 
voll erfüllen können. Darüber hinaus muss 
die Bundeswehr über ausreichende Kräfte 
zur Krisenprävention im Auftrag der Ver- 
einten Nationen, der OSZE oder anderer in- 
ternationaler Organisationen verfügen. 

Neben diesen allgemeinen Notwendig- 
keiten erfordert das künftige Aufgabenspek- 
trum, dass die Bundeswehr den folgenden 
Anforderungen genügen kann: 
• Wir brauchen eine Bundeswehr, die über 

hinreichende Aufklärungs- und Analyse- 
kapazitäten verfügt, um - im Verbund 
mit Partnern - Sicherheitsgefährdungen 
frühzeitig zu erkennen und zutreffend be- 
werten zu können. 

• Die Bundeswehr muss Interoperabilität 
ihres militärischen Geräts und die Kom- 
patibilität ihrer Führungs- und Kommu- 
nikationsmittel sicherstellen, um im mul- 
tinationalen Rahmen kooperationsfähig 

zu sein. 
• Da sich Krisenmanagement und Bünd- 

nisverteidigung in ihren Anforderungen 
an Ausrüstung und Leistungsfähigkeit zu- 
nehmend annähern, brauchen wir eine 
Bundeswehr, die über die Fähigkeit der 
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Machtprojektion über größere Distanzen 
durch höhere Mobilität und Flexibilität 
verfügt. 

• Wir brauchen Streitkräfte, deren Durch- 
haltefähigkeit durch bessere logistische 
und sanitätsdienstliche Unterstützung 
gesichert ist. 
Die CDU Deutschlands befürwortet 

europäische Lösungen wie das Modell 
eines europäischen Lufttransportkomman- 
dos. Dabei handelt es sich um einen langfri- 
stigen Prozess, der mit erheblichen Kosten 
verbunden ist. Ohne eine ausreichendfinan- 
zielle Unterfütterung bleiben alle Absichts- 
erklärungen zum Aufbau einer europäi- 
schen Verteidigungsidentität jedoch nur 
leere Worthülsen. Zudem stellt sich die Fra- 
ge nach Zuständigkeiten und Kompetenzen. 
Für eine wirkliche Arbeitsteilung im mi- 
litärischen Bereich brauchen wir eine Inter- 
essenidentität innerhalb Europas. 

Derzeitige Schwächen 
der Bundeswehr 

Die raschen politischen Veränderungen 
in Europa, die Auflösung der NVA, die Auf- 
stellung der Bundeswehr in den neuen Bun- 
desländern und die Notwendigkeit eines 
schrittweisen Heranführens Deutschlands 
an eine militärische Beteiligung jenseits der 
Landesverteidigung haben im letzten Jahr- 
zehnt nur einen begrenzten Umbau der 
Streitkräfte ermöglicht. Deutschland hat 
von der Friedensdividende reichlich Ge- 
brauch gemacht. Angesichts der veränder- 
ten Sicherheitslage zählen aber traditionel- 
le Vorteile der Bundeswehr - wie hohe 
Personelle Aufwuchsfähigkeit, Luftverteidi- 
gung auf eigenem Boden oder große Pan- 
zerkräfte - im Bündniskontext immer weni- 
ger. Dem gegenüber fehlt es an ausreichen- 

der strategischer Mobilität und Flexibilität 
- die derzeitige, mehrjährige Entsendung 
von etwa 10 000 Soldaten auf den Balkan 
führt die Bundeswehr an den Rand ihrer Lei- 
stungsfähigkeit. Ein größeres Engagement 
in einer weiteren Krise auf dem Balkan oder 
anderswo wäre derzeit nicht zu leisten. 
Vitale Krisen und Konflikte werden aber 
auch weiterhin ungeachtet der deutschen 
Schwächen im Krisenreaktionsbereich 
stattfinden. 

Die langjährige Unterfinanzierung der 
Bundeswehr hat einen Investitions- und 
Modernisierungsstau auflaufen lassen, der 
auf etwa 30 Milliarden DM geschätzt wird. 
Dies hat die technologische Anpassung der 
Streitkräfte erheblich behindert. Zwar konn- 
ten die Bundeswehr und die deutsche Rü- 
stungsindustrie in einigen wenigen Berei- 
chen wie Artillerie, Panzer, Drohnen, che- 
mische Detektoren, Minenräumfähigkeiten 
oder U-Boote eine internationale Spitzen- 
stellung erhalten. Auf anderen Gebieten 
führt aber die wachsende Technologielücke 
insbesondere zu den Vereinigten Staaten da- 
zu, dass die Kooperationsfähigkeit und da- 
mit die Bündnisfähigkeit der Bundeswehr 
zunehmend in Frage steht. Der Investitions- 
anteil an den deutschen Verteidigungsaus- 
gaben liegt seit langem unter der als erfor- 
derlich angesehen Marge von etwa 30 Pro- 
zent. Statt dessen konsumieren die Perso- 
nalkosten trotz der Reduzierungen bei den 
Streitkräftezahlen derzeit 51,07 Prozent des 
Verteidigungshaushaltes - nicht zuletzt 
auch deshalb, weil seit 1995 Lohn- und Ge- 
haltssteigerungen bei der Bundeswehr nicht 
mehr aus dem Einzelplan 60, sondern aus 
dem Verteidigungshaushalt (Einzelplan 14) 
finanziert werden müssen. 

Unter der Bedingung knapper Mittel 
kann aber nicht gleichzeitig die Qualität von 
Streitkräften verbessert und deren Quantität 
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erhalten werden. Folglich müssen Spielräu- 
me für Neubeschaffungen und Entwicklun- 
gen zum großen Teil durch Umschichtun- 
gen innerhalb des Verteidigungshaushaltes 
zugunsten der investiven Ausgaben geschaf- 
fen werden. Weitere Einschnitte beim Per- 
sonal sind deshalb unvermeidlich. Perso- 
nalkürzungen sind allerdings nur sinnvoll, 
wenn sie von entsprechenden Strukturver- 
änderungen begleitet werden. 

Der Personalumfang der Bundeswehr 
muss sich aus den Aufgaben und den daraus 
abgeleiteten Fähigkeiten ergeben. Perso- 
nalreduzierungen müssen auch das zivile 
Personal der Bundeswehr einbeziehen. Hier 
hat es in den letzten Jahren ungleiche Ent- 
wicklungen zulasten der Streitkräfte gege- 
ben. Doppelarbeit muss vermieden werden. 
Dabei sind aber sowohl der Erhalt von Kern- 
fähigkeiten als auch die sozialen Belange 
der Betroffenen zu berücksichtigen. 

Für eine flexible 
Allgemeine Wehrpflicht 

Die aufgrund der sicherhcitspolitischen 
Analyse notwendige Aufwuchsfähigkeit zur 
Landes- und Bündnisverteidigung kann nur 
über die Allgemeine Wehrpflicht gesichert 
werden. Die CDU Deutschlands bekennt 
sich zu ihr. Flexibel gestaltet und den Her- 
ausforderungen unserer Zeit angepasst, 
muss sie auch in Zukunft Eckpfeiler unserer 
Verteidigungspoliiik bleiben. Die Wehr- 
pflicht sichert die Erfüllung der außen- und 
sicherheitspolitischen Verpflichtungen un- 
seres Landes, ist verteidigungspolitisch not- 
wendig und von hoher staatsbürgerlicher 
und gesellschaftspolitischer Bedeutung. 

Die allgemeine Wehrpflicht sichert ne- 
ben der erforderlichen Aufwuchsfähigkeit 
unserer Streitkräfte auch die qualifizierte 

Nachwuchsgewinnung und damit eine 
große Anzahl hochqualifizierter Reservi- 
sten. Die Wehrpflicht verhindert eine Fixie- 
rung der Bundeswehr nach innen und sichert 
die Integration der Bundeswehr in Volk und 
Gesellschaft. Für die CDU Deutschlands 
bleibt die Wehrpflicht eine der wichtigsten 
Pflichten des Staatsbürgers. Zwei Drittel der 
Deutschen befürworten sie. 

Die allgemeine Wehrpflicht ist kein star- 
res System, sondern flexibel ausgestaltbar. 
Die CDU Deutschlands fordert weitere 
Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung 
des Wehrdienstes, die Reduzierung der 
Wehrdienstdauer, die Möglichkeit, den 
Wehrdienst in mehreren Intervallen abzu- 
leisten, die flexible Nutzung von Wehrübun- 
gen, den Ausbau der Möglichkeiten für frei- 
willig Wehrdienstleistende, die bessere 
Berücksichtigung zivilberuflicher Qualifi- 
kation der Wehrpflichtigen und die Betrau- 
ung besonders qualifizierter Wehrdienstlei- 
stender mit Spezialaufgaben. 

Möglichkeiten der Verbesserung 

Derzeit steht die Bundeswehr vor einer 
vielfachen Herausforderung : 
• die Fähigkeit zur Landes- und Bündnis- 

verteidigung zu erhalten. 
• die Krisenreaktionsfälligkeit  qualitativ 

und quantitativ zu verbessern. 
• die Mittel für Investitionen zu erhöhen, 
• den Personalbestand zu reduzieren. 

Diese vier Erfordernisse können immer 
nur teilweise erfüllt werden, da etwa ein 
durch Mittelknappheit absehbarer Perso- 
nalabbau beiden Streitkräften zwangsläufig 
einen Verzicht auf strategische Fähigkeiten 
etwa im Bereich der Landesverteidigung mil 
sich bringt. Hinzu kommt, dass die Umset- 
zung  neuer Konzeptionen  und Lösungs- 
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ausätze aufgrund unterschiedlicher Bewer- 
tungen der Teilstreitkräfte verzögert werden 
kann. Somit ist vor allem erforderlich, durch 
eine Verbesserung der Führungsstruktur 
der Bundeswehr eine Stärkung der Rolle des 
Generalinspekteurs zu erreichen. 

Um darüber hinaus der Grundforderung 
nach mehr Kampfkraft bei geringerem Um- 
fang entsprechen zu können, fordert die 
CDU Deutschlands: 
• Der Verteidigungshaushalt muss minde- 

stens auf die Berechnungsgrundlagen der 
Mittelfristigen Finanzplanung von 1998- 
2003 angehoben werden. In den Folge- 
jahren ist eine schrittweise Erhöhung der 
Verteidigungsausgaben zwingend erfor- 
derlich, um die oben genannte vierfache 
Herausforderung bewältigen zu können. 

• Wichtig ist vor allem die V er stetigling der 
Verteidigungsausgaben. Haushaltspla- 
nungen müssen langfristig gelten, um der 
Bundeswehr so eine verlässliche Planung 
zu ermöglichen. 

• Das Zivilpersonal der Bundeswehr muss 
unter Wahrung des Zwei-Säulen-Prinzips 
von Streitkräften und Wehrverwaltung 
angepaßt werden. Wildwuchs, Doppelar- 
beit und Kompetenzüberschneidungen 
erfordern einschneidende Maßnahmen. 

• Unter stützungsauf gaben für die Streit- 
kräfte müssen auf die wirtschaftlichste 
Weise einsatzorientiert organisiert wer- 
den. Dies schließt die Möglichkeit weit- 
gehender Privatisierung ein. Allein in den 

Bereichen Logistik und Transport gibt es 
erhebliche Einsparpotentiale durch „ Out- 
sourcing " und Teilstreitkraft-übergrei- 
fende Maßnahmen. Allerdings ist auch 
dabei auf den Erhalt von Kernfähigkeiten 
zu achten. Depotbestände in allen Teil- 
streitkräften müssen so weit möglich ab- 
gebaut werden, um kostspielige Still- 
standswartung zu vermeiden. 

• Alle von der Bundeswehr geleisteten 
Einsparungen und Rationalisierungen 
müssen dem Verteidigungshaushalt zu- 
gute kommen. Nur so werden Anreize ge- 
schaffen, Mittel für Investitionen und Mo- 
dernisierungfrei zu machen. 

• Diese Maßnahmen im nationalen Rah- 
men können durch politische Vereinba- 
rungen im europäischen oder transatlan- 
tischen Rahmen unterstützt werden. Die 
CDU Deutschlands unterstützt eine Eini- 
gung im Rahmen der Europäischen Uni- 
on auf verbindliche sogenannte „ Konver- 
genzkriterien " im Verteidigungsbereich 
(vergleichbar mit der Währungsunion). 
Hier könnte etwa der Anteil der Verteidi- 
gungsausgaben am Bruttoinlandspro- 
dukt ebenso vorgegeben werden wie auch 
der Investitionsanteil innerhalb des Ver- 
teidigungshaushaltes. 
Unbestritten ist aber, dass alle Konzepte zu 

Kürzungen oder Umstrukturierungen inner- 
halb der Bundeswehr zunächst eine erhebliche 
Anschubfinanzierung erfordern. Rationali- 
sierung kostet zunächst einmal Geld. 
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Ruprecht Polenz: 
Die Bundeswehr muss drei Kernaufgaben gerecht 
werden: 
• Sie muss den Verfassungsauftrag erfüllen 

und unser Land gegen jede Gefahr von außen 
verteidigen. 

• Sie muss den Bündnisauftrag im Rahmen des 
Nordatlantischen Verteidigungspakts erfüllen. 

• Und sie muss ihre Rolle in der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidiungspolitik wahr- 
nehmen können. 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutsch- 

IMPRESSUM lands. Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, Redaktion: Ernst-Jörg Neuper. Konrad-Ademmcr- 
Haus,53ll3BonnJelefon(0228)5^,e-mail:ermt.neiq)er^duJe.Verlag:UnionBetrubsGmbH. 

_     _ B ^^ Egermanmtraße2.33359Rheinhach.Tel.t02226)8O2-O.Telefax(O2226i8O2-IUI333.Vertrich:Tcl 

• ^^^ (02226) 802-123. Verlagsleitimg: Bernd Profittikh. Bankverbindung: Sparkasse Bonn. Konto Nr. 
^M 75IOI83(BM380S<mO).PostbankK<;lnNr.l93795-5M<BLZ370l<X)50lAhonnenwntspreisjdhr- 

^•^F Bll^^ lichöO,  DM. Einzelpreis 1.60DM. Herstellung: Vereinigte VerlagsanstaltenGmhH. Düsseldorf. 

8 • UID Dokumentation 17/2000 


